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1. Änderung Bebauungsplan Gewerbegebiet G 4 "Chemnitzer Straße 

Süd", Amtsberg - Vorentwurf von 05/2026 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit diesem Schreiben erhalten Sie die Stellungnahme des Sächsischen Lan-

desamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) als Träger öffent-

licher Belange.  

 

Wir weisen darauf hin, dass im LfULG die Belange  

 

- Fluglärm 

- Anlagensicherheit / Störfallvorsorge 

- natürliche Radioaktivität 

- Fischartenschutz und Fischerei und 

- Geologie 

 

Gegenstand der Prüfung sind. Die Prüfung weiterer Belange erfolgt nur in Aus-

nahmefällen. 

 

Wir haben die Prüfung und Einschätzung u.a. auf der Grundlage des Inhalts 

der unter Punkt 2.1 und 3.1 aufgeführten Unterlagen vorgenommen. 

 

 

1 Zusammenfassendes Prüfergebnis 

 

Aus Sicht des LfULG stehen dem Vorhaben keine Bedenken entgegen.  

 

Wir empfehlen, im Rahmen der weiteren Planbearbeitung die unter Punkt 2 

folgenden geologischen Hinweise zu berücksichtigen. 

 

 

   

LANDESAMT FÜR UMWELT, LANDWIRTSCHAFT UND GEOLOGIE 
Pillnitzer Platz 3 | 01326 Dresden 

 Ihre Ansprechperson 

Doreen Brandl 

 per E-Mail 
erhard@scz-zwickau.de 
 
Sachsen Consult Zwickau 
Am Fuchsgrund 37 
09337 Hohenstein-Ernstthal 

  

Durchwahl 

Telefon +49 351 2612-2111 

Telefax +49 351 2612-2099 

 

doreen.brandl@ 

lfulg.sachsen.de 

http://www.lfulg.sachsen.de/
http://www.lfulg.sachsen.de
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Anforderungen/ Hinweise zum Radonschutz wurden in vorliegenden Planungsunterla-

gen bereits angemessen beachtet bzw. berücksichtigt. Wir verweisen auf die Ausführun-

gen unter Punkt 3. 

 

Die Belange des Fluglärms, Belange der Anlagensicherheit / Störfallvorsorge sowie Be-

lange des Fischartenschutzes bzw. der Fischerei sind nicht berührt. 

 

Wir bitten darum das LfULG über das Abwägungsergebnis vor Beschlussfassung zu in-

formieren (Vgl. § 4 SächsUIG). 

 

 

2 Geologie 

 

2.1 Unterlagen 

 

[1] Schreiben der Sachsen Consult Zwickau aus Hohenstein-Ernstthal zu o. g. Vorha-

ben vom 15.07.2026 mit digitalen Unterlagen [2]  

[2] Gemeinde Amtsberg, OT Weißbach: Vorentwurf 1. Änderung des Bebauungsplans 

Gewerbegebiet G4 "Chemnitzer Straße Süd", bestehend aus: 

- Planzeichnung (Teil A) mit Textteil (Teil B) und bauordnungsrechtlichen Festset-

zungen 

- Begründung  

- Geotechnischer Bericht [3] 

aufgestellt durch Sachsen Consult Zwickau aus Hohenstein-Ernstthal, 07/2026; 

[3] Baugrundbüro Voigtmann GmbH aus Chemnitz: Geotechnischer Bericht Nr. 165 22 

„Untersuchung der Versickerungsfähigkeit in 09439 Amtsberg, Chemnitzer Straße, 

Flurstück: 714/1“, GG Chemnitzer Straße West vom 26.01.2023 

[4] Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA): 

DWA-Regelwerk, Arbeitsblatt DWA-A 138-1, Anlagen zur Versickerung von Nieder-

schlagswasser (Teil 1: Planung, Bau und Betrieb), Stand: Oktober 2024 (neu) 

[5] Merkblatt zu den Anforderungen an den Inhalt von Anträgen zur dezentralen Abwas-

serbeseitigung durch Versickerung, Stand 2005 (z. B. unter https://www.landkreis-

zwickau.de/uploads/formulare/MBNWVersickerung2991_2991.pdf) 

[6] Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie: komplexer Ar-

chiv- und Datenbestand des Staatlichen Geologischen Dienstes - Bohrungsdaten, 

Gutachten, Berichte, thematische Karten und vorhandene Untergrundmodelle mit 

digitaler geologischer Karte GK50-Erzgebirge/Vogtland, Blatt Zschopau Nr. L5344, 

M. 1 : 50.000 

 

 

 

 

https://www.landkreis-zwickau.de/uploads/formulare/MBNWVersickerung2991_2991.pdf
https://www.landkreis-zwickau.de/uploads/formulare/MBNWVersickerung2991_2991.pdf
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2.2 Prüfergebnis 

 

Aus geologischer Sicht bestehen auf dem derzeitigen Kenntnisstand keine Bedenken 

zum o. g. Vorhaben. In der weiteren Planung und hinsichtlich des Umfanges und Detail-

lierungsgrades der Umweltprüfung wird empfohlen, nachfolgende Hinweise zu berück-

sichtigen. 

 

2.3 Hinweise 

 

2.3.1 Hydrogeologie / Versickerung 

 

Zu [2] / Begründung, Pkt. „2.3 Planverfahren“ (S. 11) und zu Gutachten [3] 

 

Durch o. g. Textstelle wird auf das geotechnische Gutachten [3] verwiesen, welches im 

Rahmen des nördlich der Chemnitzer Straße gelegenen Planvorhabens „Gewerbegebiet 

Chemnitzer Straße West“ erstellt wurde. 

 

Aus hydrogeologischer Sicht wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass dieses Gutach-

ten im Rahmen der Standorterkundung des gegenüberliegenden Flurstücks 714/1 an-

gefertigt wurde. Zur Untersuchung der anstehenden Böden, u.a. zu deren Versickerungs-

fähigkeit wurden drei Schürfe mit einer Tiefe zwischen 2 m und 3 m angelegt. In [3] 

erfolgte jedoch nur eine verbale Einschätzung zur Versickerungsfähigkeit. Praktische 

Sickerversuche, z. B. nach [5], wurden nicht durchgeführt.  

Gemäß [3], Tabelle 2 (S. 10) und Pkt. „4 Schlussfolgerungen und Beurteilung der Versi-

ckerungsfähigkeit“ (S. 11) konnte die Versickerungsfähigkeit des Untergrundes anhand 

der abgeleiteten/geschätzten kf-Werte nur bedingt bestätigt werden. Hierbei wurde so-

wohl der Hangschutt, als auch der zersetzte Fels nur als „gering bzw. schwach“, teils als 

„sehr schwach“ durchlässig eingeschätzt.  

Zudem ist die „ausreichende Mächtigkeit“ und flächenhafte Ausbildung der versicke-

rungswirksamen Schicht nicht hinreichend bekannt. 

Im Ergebnis dessen wurde für das Baugrundstück „West“ eine Rückhaltung von Nieder-

schlagswasser über Zisternen bzw. ein Regenrückhaltebecken geplant. Schmutzwasser 

sollte über einen Kanal abgeleitet werden. 

 

Sofern auf dem Planungsstandort „Süd“ anfallendes Oberflächen-/Niederschlags- oder 

Drainagewasser über Versickerungsanlagen in den Untergrund versickert werden soll, 

ist die Geeignetheit /Versickerungsfähigkeit des Untergrundes mit relevanten hydrogeo-

logischen Untersuchungen, z. B. durch Versickerungsversuche in Schürfen nach [5], 

standort- und teufenkonkret nachzuweisen. 

Hierzu wird empfohlen, für den Planungsstandort mindestens einen Sickerversuch aus-

zuführen, um die Wasseraufnahmefähigkeit und Durchlässigkeit des Untergrundes im 

jeweils konkret geplanten Versickerungshorizont zu untersuchen.  
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Sowohl lokal begrenzt anstehender Hang-/Fließlehm, als auch tonig-schluffige Verwitte-

rungsprodukte des Festgesteins sind aus hydrogeologischer Sicht als Grundwasserge-

ringleiter einzuordnen und für Versickerungsvorhaben kritisch zu bewerten. 

Weiterhin ist bei einer Planung von Versickerungsanlagen der notwendige Abstand zwi-

schen der Unterkante der Versickerungsanlage und dem höchsten mittleren Grundwas-

serstand gemäß [4] zu berücksichtigen. 

 

Für die Planung und Bemessung der Versickerungsanlage ist das Arbeitsblatt DWA-A 

138-1 (neu) [4] zugrunde zu legen sowie die hierin genannten qualitativen Untergrund-

anforderungen und quantitativen Planungsgrundsätze zu berücksichtigen. 

 

Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass eine Versickerung in den Untergrund keine 

Verschleppung/Mobilisierung von Schadstoffen im Bereich von Auffüllmassen sowie In-

stabilitäten des Untergrundes infolge Auswaschungs- und Setzungserscheinungen ver-

ursachen darf.  

 

 

2.3.2 Ingenieurgeologie 

 

Baugrundgutachten [3] und weitere Baugrunduntersuchungen  

 

Das Gutachten [3] kann aus ingenieurgeologischer Sicht als orientierende geologische 

Voruntersuchung betrachtet werden. Es wird allerdings vorsorglich darauf hingewiesen, 

dass damit noch keine standortkonkrete Baugrunduntersuchung im Sinne der DIN EN 

1997-2/DIN 4020 für das Planvorhaben vorliegt, da sich das Untersuchungsgebiet von 

[3] nördlich der Chemnitzer Straße und damit außerhalb des Plangebietes befindet. 

 

Für die Erschließung des Plangebietes und die Planung baulicher Anlagen werden der 

Bau-herrschaft standortkonkrete und auf die Bauaufgabe ausgerichtete Baugrundunter-

suchungen nach DIN 4020 bzw. DIN EN 1997-2 empfohlen. Insbesondere für eine wirt-

schaftlich und bautechnisch sinnvolle Planung, Ausschreibung und Bauausführung sind 

Kenntnisse zum Baugrund, seiner Tragfähigkeit, den Grundwasserverhältnissen, der 

Standsicherheit, der Ausweisung von Homogenbereichen hinsichtlich der gewählten 

Bauverfahren und zu Kennwerten notwendig. Die geplante Maßnahme sollte nach DIN 

EN 1997 einer geotechnischen Kategorie zugeordnet werden, um den notwendigen Um-

fang an Erkundungsmaßnahmen und zu erbringenden Nachweisen einzugrenzen. 

 

Anzeige und Übergabe der Ergebnisse von geologischen Untersuchungen 

 

Dem LfULG sind geologische Untersuchungen wie z. B. Sondierungs- und Erkundungs-

bohrungen inklusive ihrer Nachweisdaten spätestens zwei Wochen vor Beginn anzuzei-
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gen (§ 8 GeolDG). Spätestens drei Monate nach dem Abschluss der geologischen Un-

tersuchung sind die dabei gewonnenen Fachdaten wie Messdaten, Bohrprofile, Labor-

analysen, Pumpversuche etc. an unsere Einrichtung zu übermitteln. Wenn seitens des 

LfULG Bewertungsdaten, z. B. Einschätzungen, Schlussfolgerungen, Gutachten ange-

fordert wurden, sind diese spätestens sechs Monate nach dem Abschluss der geologi-

schen Untersuchung an uns zu übergeben (§ 9, 10 GeolDG). 

 

Wir bitten um Übernahme eines entsprechenden Hinweises in die Planunterlagen. 

 

Informationen zur Anzeige sowie zur Erfassung und Auswertung von Daten geologischer 

Bohrungen sind unter der URL www.geologie.sachsen.de unter dem Link „Anzeige einer 

geowissenschaftlichen Untersuchung“ verfügbar. Eine Bohranzeige kann über das Portal 

„ELBA.Sax“ elektronisch erfolgen: https://www.erdaufschluss-digital.de/ 

 

Die Regelungen des § 15 des Sächsischen Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgeset-

zes (SächsKrWBodSchG) zur Übergabe von Ergebnisberichten aus Erkundungen mit 

geowissenschaftlichem Belang (Erkundungsbohrungen, Baugrundgutachten, hydrogeo-

logische Untersuchungen etc.) durch Behörden des Freistaates Sachsen, der Land-

kreise, kreisfreien Städte und Gemeinden sowie sonstigen juristischen Personen des öf-

fentlichen Rechts an das LfULG bleiben vom GeolDG unberührt. 

 

Geologiedaten des LfULG 

 

Geologische Informationen zum Planungsraum sind aus dem geologischen Kartenblatt 

[6] ableitbar. Aus den interaktiven Karten des LfULG zu geologischen Themen lassen 

sich die allgemeinen geologischen und hydrogeologischen Verhältnisse zusammenstel-

len (siehe https://www.geologie.sachsen.de).  

 

Weitere z. T. interaktive Geodaten wie geologische, geophysikalische, ingenieurgeologi-

sche, hydrogeologische und rohstoffgeologische Karten stehen im Internet im Landwirt-

schafts- und Umweltinformationssystem für Geodaten „LUIS“ unter der URL 

https://www.luis.sachsen.de im Register „Geologie“ zur Verfügung. 

 

In der Umgebung des Plangebietes sind im Geodatenarchiv des LfULG [3] einzelne Boh-

rungen mit Schichtenverzeichnissen vorhanden. Diese können ebenfalls unter der URL 

https://www.geologie.sachsen.de (Daten und Produkte / Digitale Bohrungsdaten) lage-

mäßig recherchiert und teilweise ausgewählt werden. Zur Übergabe der Geodaten ist 

auch eine Anfrage per E-Mail an bohrarchiv@lfulg.sachsen.de notwendig. Bei Eignung 

wird empfohlen, diese Daten zur Vorbereitung von Baugrunduntersuchungen zu nutzen. 

 

 

 

http://www.geologie.sachsen.de/
mailto:bohrarchiv@lfulg.sachsen.de
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3 Natürliche Radioaktivität 

 

3.1 Unterlagen 

 

[1] Kataster für Natürliche Radioaktivität in Sachsen, basierend auf Kenntnissen über 

den Altbergbau, Uranerzbergbau der Wismut und Ergebnissen aus dem Projekt „Ra-

diologische Erfassung, Untersuchung und Bewertung bergbaulicher Altlasten“ (Alt-

lastenkataster) des Bundesamtes für Strahlenschutz. 

[2] Allgemeinverfügung zur Festlegung von Gebieten zum Schutz vor Radon-222 in In-

nenräumen nach § 121 Absatz 1 Satz 1 des Strahlenschutzgesetzes vom 19. No-

vember 2020 (SächsABl. S. 1362). 

 

3.2 Prüfergebnis 

 

Das Plangebiet befindet sich, wie bereits in den Planungsunterlagen hingewiesen, … 

 

- in keiner radioaktiven Verdachtsfläche und gegenwärtig [1] liegen uns auch keine 

Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlassenschaften vor, 

- in einem festgelegten Radonvorsorgegebiet [2]. Aufgrund dessen sind beim Neu-

bau von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen, sowie an Arbeitsplätzen in Innenräu-

men zusätzliche Maßnahmen zum Schutz vor Radon einzuplanen. 

 

Nach Prüfung der zu vertretenden öffentlichen Belange bestehen aus Sicht des Strah-

lenschutzes, Bereich natürliche Radioaktivität, keine Bedenken zum vorliegenden Vor-

haben – Anforderungen/ Hinweise zum Radonschutz wurden in vorliegenden Planungs-

unterlagen bereits angemessen beachtet bzw. berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

gez. Doreen Brandl 

Sachbearbeiterin 

 

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 
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BUND LV Sachsen e.V., Straße der Nationen 122, 09111 Chemnitz 
 
 
An die 
Gemeinde Amtsberg 
– Bauamt – 
Hauptstraße 98 
09439 Amtsberg 
 
Per E-Mail: info@amtsberg.eu 
 
 
Ihr Zeichen: -            Ihr Schreiben vom 15. Juli 2026 

 

1. Änderung des Bebauungsplanes G4 „Chemnitzer Straße Süd“, OT Weißbach, Gemeinde Amtsberg 
(Vorentwurf); Stellungnahme des BUND Landesverbandes Sachsen e. V. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Landesverband Sachsen e. V. nimmt als gemäß § 3 UmwRG in Verbindung mit § 63 BNatSchG 
und § 40 SächsNatSchG anerkannte Umwelt- und Naturschutzvereinigung fristgerecht zum Vorentwurf 
der 1. Änderung des Bebauungsplanes G4 „Chemnitzer Straße Süd“ im Ortsteil Weißbach der Gemeinde 
Amtsberg Stellung.  

Die vorliegende Planung wird im zweistufigen Regelverfahren mit Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
durchgeführt. Gemäß § 2 Abs. 3 BauGB sind im Rahmen dieser Umweltprüfung die für die Abwägung 
Belange von Umwelt, Natur und Städtebau vollständig zu ermitteln und sachgerecht zu bewerten.  

Dem Vorhaben kann beim bisherigen Planungsstand noch nicht zugestimmt werden. 

Vor diesem Hintergrund übermitteln wir folgende fachliche Hinweise und Anregungen zur Berücksichti-
gung im weiteren Verfahren:  

1. Zur städtebaulichen Erforderlichkeit und zum Planungsanlass (§ 1 Abs. 3 BauGB) 

Ausweislich der Planbegründung (S. 6 f.) bildet die beabsichtigte nachträgliche baurechtliche Einord-
nung einer ohne Genehmigung im Außenbereich (§ 35 BauGB) errichteten Schuppen- bzw. Unterstands-
anlage auf Flurstück 810 den wesentlichen Anlass für die Einleitung des Änderungsverfahrens. 

Nach § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB haben Gemeinden Bebauungspläne aufzustellen, sobald und soweit es 
für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die Überplanung von Außenbereichs-
flächen zur nachträglichen Regelung von Einzelbauvorhaben bedarf einer eingehenden städtebaulichen 
Begründung, um dem gesetzlichen Auftrag zur Vermeidung von Splittersiedlungen und zur Schonung 
des Außenbereichs zu entsprechen. Es sollte im weiteren Verfahren dargestellt werden, inwiefern die 
Umwandlung der betroffenen Flächen in ein Mischgebiet über das Einzelinteresse hinaus im öffentli-
chen städtebaulichen Interesse liegt. 

2. Sparsame Bodeninanspruchnahme (§ 1a Abs. 2 BauGB) und Gebietscharakter 

Das Änderungsgebiet umfasst insgesamt 3.486 m², von denen 2.134 m² als Mischgebiet (MI) gemäß § 
6 BauNVO ausgewiesen werden sollen (Begründung, S. 37). Die Begründung verweist zur Bedarfsdar-
stellung auf einen allgemeinen kommunalen Wohnraumbedarf bis 2030 (Begründung, S. 20). 

Hinsichtlich der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB bitten wir um Prüfung folgender Aspekte: 
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• Konkreter Deckungsbeitrag: Es erscheint klärungsbedürftig, in welchem Umfang die kleinräu-
mige Überplanung bestehender Gartengrundstücke zur Deckung des allgemeinen Wohn- oder 
Gewerbeflächenbedarfs beitragen kann. 

• Gebietsprägung (§ 6 BauNVO): Aufgrund der geringen Nettobaufläche sollte dargelegt wer-
den, ob auf der Fläche die für ein Mischgebiet typische funktionale Mischung von Wohnen und 
nicht störendem Gewerbe realistisch entstehen kann. 

3. Maß der baulichen Nutzung, Entwässerung und Radonschutz 

Die Textfestsetzung 2.1 sieht eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 vor. Unter Berücksichtigung der 
zulässigen Überschreitungen nach § 19 Abs. 4 BauNVO ermöglicht dies eine Versiegelung von bis zu 
80 % der Grundstücksfläche. 

Diesbezüglich bestehen folgende fachliche Bedenken: 

• Hydrogeologische Standortbedingungen: Laut Geotechnischem Bericht (S. 33) ist am Stand-
ort mit wild abfließendem Oberflächenwasser zu rechnen. Das herangezogene Baugrundgut-
achten (Baugrundbüro Voigtmann, S. 10) bescheinigt dem Untergrund aus Hangschutt über 
Gneis nur eine bedingte Versickerungseignung. 

• Radonvorsorge (§ 121 Strahlenschutzgesetz - StrlSchG): Das Plangebiet liegt in einem aus-
gewiesenen Radonvorsorgegebiet (Geotechnischer Bericht, S. 9). Eine hohe Bodenversiegelung 
durch eine GRZ von 0,6 schränkt die unversiegelte Fläche für den natürlichen Gasfreisetzungs-
prozess des Bodens ein. Dies kann die Umsetzung der nach § 121 StrlSchG erforderlichen bau-
lichen Schutzmaßnahmen gegen das Eindringen von Radon in Gebäude erschweren. 

Empfehlung: Zur Begrenzung des Oberflächenabflusses und zur Erleichterung der Radonschutzmaß-
nahmen wird empfohlen, die Festsetzung der GRZ auf maximal 0,35 anzupassen und vor der Auslegung 
des Entwurfs eine standortbezogene Entwässerungsuntersuchung durchzuführen. 

4. Berücksichtigung der Bodenfunktionen und Eingriffsbilanzierung 

In den Umweltunterlagen wird die natürliche Bodenfruchtbarkeit im Plangebiet ausdrücklich als „sehr 
hoch“ bewertet. Die Inanspruchnahme dieser Flächen stellt somit einen Verlust hochwertiger Boden-
funktionen dar, die nach § 1a Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BBodSchG besonders zu berücksichtigen 
sind. 

In der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung wird rechnerisch ein Überschuss von +455 Ökopunkten aus-
gewiesen (Begründung, S. 65). Dies ergibt sich im Wesentlichen aus der rechnerischen Einstufung des 
bestehenden Ziergartens (Wertfaktor 8) im Vergleich zur dörflichen Siedlung (Wertfaktor 7) sowie der 
geplanten Anpflanzung einer 186 m² großen Hecke (Maßnahme A1). 

Wir bitten darum, im Umweltbericht die tatsächlichen Verluste der Bodenfunktionen infolge der Neuver-
siegelung differenzierter gegenüberzustellen, damit die hohe natürliche Bodenfruchtbarkeit im Abwä-
gungsvorgang (§ 1 Abs. 7 BauGB) angemessen gewichtet wird. 

5. Artenschutzrechtliche Belange (§ 44 BNatSchG) 

Derzeit liegt für das Plangebiet eine überschlägige Ersteinschätzung, jedoch keine spezielle arten-
schutzrechtliche Prüfung (saP) vor. Da im Plangebiet Gehölzstrukturen sowie untergeordnete bauliche 
Anlagen vorhanden sind und ein unmittelbarer Übergang zum Außenbereich besteht, können Vorkom-
men planungsrelevanter Arten (insbesondere gehölz- und gebäudebrütende Vogelarten sowie Fleder-
mäuse) nicht ausgeschlossen werden. 
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Zur Herstellung der erforderlichen Abwägungssicherheit wird angeregt, eine fachgutachterliche Über-
prüfung der Bestände vor dem Entwurfsbeschluss durchzuführen, um das Vorliegen von Verbotstatbe-
ständen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG rechtssicher zu bewerten. 

6. Grünordnung und Festsetzungen zur Klimaanpassung 

Folgende Ansätze der textlichen Festsetzungen werden aus naturschutzfachlicher Sicht ausdrücklich 
unterstützt: 

• Das Verbot von Schotter- und Kiesgärten (Festsetzung 7.3) zum Schutz des Kleinklimas. 

• Die Vorgabe zur Kleintierdurchgängigkeit bei Einfriedungen (Festsetzung 10.3) zur Erhaltung 
von Wanderkorridoren. 

• Die Festlegung auf gebietseigene Gehölze des Vorkommensgebiets 3 (Festsetzung 6.3/7.1). 

Ergänzungsvorschlag zur Klimaanpassung: 

Die Hinweise zur Nutzung von Solarenergie und zur Dachbegrünung (Hinweis III.9) sind derzeit unver-
bindlich. Es wird vorgeschlagen, für Flach- und Pultdächer Festsetzungen zur extensiven Dachbegrü-
nung sowie zur Photovoltaiknutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB als verbindliche Vorgaben in den 
Entwurf aufzunehmen. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 
 


